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Von Dr. Mark Wilhelm, LL.M. 

 

 

Versicherungsfall Whistleblowing?  

Die Folgen des Hinweisgeberschutzes für die 

Industrieversicherung   

 

Nach zähem Ringen zwischen Bund und Ländern 

und mehreren Gesetzesentwürfen war es am 11. 

Mai 2023 so weit: Der Bundestag verabschiedete 

die finale Fassung des Hinweisgeberschutzgeset-

zes (HinSchG). Mit Wirkung zum 2. Juli 2023 ist 

das Gesetz in Kraft getreten.  Unternehmen mit 

mehr als 50 Beschäftigten müssen nun ein inter-

nes System vorhalten, dass Hinweisgebern (auch 

„Whistleblower“ genannt) die Meldung von 

Missständen im Unternehmen ermöglicht. Für 

Whistleblower erhöht sich der Schutz vor mögli-

chen Repressalien.  

Die praktischen Auswirkungen des Hinweisgeber-

schutzgesetzes sind noch nicht absehbar. Werden 

künftig Missstände häufiger und frühzeitiger auf-

gedeckt, wie vom Gesetzgeber erhofft? Falls ja, 

welche Folgen hat dies auf die Anzahl und den 

Umfang der mit Compliance-Verletzungen ver-

bundenen Schäden? Für Compliance-Verantwort-

liche ebenso wie für Risikomanager und Entschei-

dungsträger bedeutet der Trend zu einem gewoll-

ten Whistleblowing jedenfalls, dass sie sich mit 

den möglichen Folgeszenarien unternehmensspe-

zifisch auseinandersetzen müssen. 

Das gilt auch für den unternehmenseigenen Versi-

cherungsschutz. Unter welchen Industrieversiche-

rungen könnte Deckung für die Folgen von durch 

Hinweisgeber aufgedeckte Schadenfälle beste-

hen? Wo könnte es zu Reibungspunkten zwischen 

dem nun gesetzlich statuierten Hinweisgeber-

schutz und haftungs- sowie versicherungsrechtli-

chen Themen kommen? Am Beispiel der Vertrau-

ensschadenversicherung und einem typischen 

Schadenszenario lassen sich erste mögliche Kon-

fliktpotentiale erkennen. 

1. Schadenszenario 

Ein produzierendes Unternehmen (P) importiert 

unter anderem aus China vorgefertigte Teile, die 

es am Stammsitz in Deutschland zu Haushaltsge-

räten weiterverarbeitet.  

Im Unternehmen haben sich im Laufe mehrerer 

Jahre verschiedene Missstände zur Geschäftspra-

xis entwickelt, die der neuen Mitarbeiterin der 
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Einkaufsabteilung Frau Lupe (L) schon kurz nach 

ihrem Start auffallen. So pflegt das Unternehmen 

Zuliefererbeziehungen zu einem chinesischen Un-

ternehmen, das laut NGO-Berichten Zwangsarbei-

ter einsetzen soll und vom Bundesamt für Wirt-

schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) auf eine Rote 

Liste gesetzt wurde. L fällt zudem auf, dass Ein-

kaufsleiter Herr Gierig (G) bei der Auswahl von Zu-

liefererangeboten mitunter fragwürdige Entschei-

dungen trifft, die sich weder durch Preis noch Qua-

lität erklären lassen. Sie entscheidet sich, die Miss-

stände über das Hin-

weisgebersystem zu 

melden. 

Der für Compliance 

zuständige Vorstand 

Herr Scheuklappe (S) 

sieht keinen akuten 

Handlungsbedarf auf-

grund der Meldung 

im Hinweisgebersys-

tem. Er bestellt G zum Gespräch und fragt, ob es 

eine Alternative zu dem kritischen chinesischen 

Zulieferer gebe, was G verneint. Damit lässt er die 

Sache zunächst auf sich beruhen. 

Nach einigen Monaten wendet sich L an eine NGO, 

um die Missstände nun dort zu melden. Die NGO 

prangert das Unternehmen öffentlich an. Das 

BAFA ermittelt daraufhin wegen möglicher Verlet-

zungen der Sorgfaltspflichten aus dem Lieferket-

tengesetz. Der mittlerweile neue Vorstand der P 

leitet parallel interne Untersuchungen ein. Es zeigt 

sich, dass Einkaufsleiter G nicht nur fragwürdige 

Zulieferer auswählte, sondern durch Auftragneh-

mer auch Kickback-Zahlungen auf sein Konto über-

weisen ließ. P schaltet die Staatsanwaltschaft ein.  

2. Kritische Aspekte am Beispiel der Vertrau-

ensschadenversicherung 

Die Vertrauensschadensversicherung (VSV) deckt 

Vermögensschäden, die eigene Mitarbeiter und 

Dritte dem Unternehmen (als Versicherungsneh-

mer) durch vorsätzliches unerlaubtes Handeln zu-

fügen.  Sie stellt damit die Absicherung des Unter-

nehmens gegen die finanziellen Folgen beispiel-

weise von Betrug, Unterschlagung oder Untreue 

durch Vertrauenspersonen dar. Im Beispielszena-

rio wäre damit das Handeln der Beschäftigten von 

P, also auch des Einkaufsleiters G, vom Umfang 

des Versicherungsschutzes gedeckt. 

Mögliche unternehmenseigene Vermögensschä-

den, die im Beispielszenario durch G verursacht 

waren, wie etwa überhöhte Einkaufspreise auf-

grund der Korruption des G, wären somit grund-

sätzlich unter der VSV gedeckt. Neben der Ent-

schädigung des eingetretenen Vermögensscha-

dens bis zur vertraglich festgelegten Obergrenze 

decken die Bedingungswerke regelmäßig auch ex-

terne Schadenermittlungskosten (z.B. durch 

Rechtsanwälte oder Wirtschaftsprüfer) sowie die 

zur Geltendmachung von Schadensersatzansprü-

chen gegen die Täter anfallenden Rechtsverfol-

gungskosten. 

Bereits das Beispielszenario lässt jedoch auch 

erste versicherungsrechtliche Fragestellungen 

Welche Folgen hat 
der Hinweisgeber-
schutz auf die Anzahl 
und den Umfang der 
mit Compliance-Ver-
letzungen verbunde-
nen Schäden? 
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erkennen, die zu Auseinandersetzungen zwischen 

Versicherungsnehmer und Versicherer führen 

können. Die folgenden Punkte stellen lediglich 

eine Auswahl der potenziell streitigen Fragen dar. 

2.1 Pflicht zu Schadenmeldung beim Eingang 

von Hinweisen? 

Die Versicherungsbedingungen der VSV sehen vor, 

dass das versicherte Unternehmen den Versiche-

rungsfall dem Versicherer nach Entdeckung unver-

züglich anzuzeigen hat. Übliche Formulierungen 

sind beispielsweise: 

„Die Versicherungsnehmerin ist verpflichtet, dem 

Versicherer jedes Vorkommnis, das sich nach Klä-

rung des Tatbestands als Versicherungsfalls erwei-

sen kann, unverzüglich nach erhaltener Kenntnis 

schriftlich anzuzeigen.“1 

Eine nicht rechtzeitige Schadenmeldung kann zur 

teilweise oder vollständigen Leistungsfreiheit des 

Versicherers führen. 

Im Rahmen der Regulierung fordern Vertrauens-

schadenversicherer regelmäßig umfangreiche Un-

terlagen zum Schadenfall an. Im vorliegenden Bei-

spielszenario können hiervon auch die in der Ver-

gangenheit im Whistleblowersystem eingegange-

nen Hinweise umfasst sein. Der Versicherer erhält 

somit sowohl Kenntnis über Missstände in den 

 

1  Vgl. etwa § 11 Abs. 4 der Allgemeinen Bedingungen der 

Zurich-Vertrauensschadenversicherung (ABVZ 08).  

unternehmensinternen Prozessen als auch über 

das Wie und Wann der ersten möglichen Kenntnis-

nahme dieser Missstände durch die Entschei-

dungsträger. Der Versicherer könnte nun einwen-

den, dass das Vorstandsmitglied S bereits Monate 

vor Anzeige des Versicherungsfalls über den Ein-

gang belastender Hinweise informiert war. Dem-

zufolge hätte das Unternehmen bereits zu diesem 

Zeitpunkt eine Schadenmeldung vornehmen müs-

sen. 

Ist demnach bei jedem Hinweis eines Whistleblo-

wers stets eine Schadenmeldung beim Vertrau-

ensschadenversicherer vorzunehmen? Eine solch 

strenge Auslegung überzeugt nicht. Der Versiche-

rungsnehmer kann bei ersten Hinweisen auf ein 

unerlaubtes Han-

deln eigener Mitar-

beiter oder Dritter 

(unabhängig davon, 

woher dieser Hin-

weis stammt) in der 

Regel noch nicht er-

kennen, ob ein Ver-

trauensschaden-Versicherungsfall im Sinne der 

Versicherungsbedingungen eingetreten ist, der 

den Versicherer zur Entschädigung verpflichtet. 

Häufig ist zu diesem Zeitpunkt auch ein aus mögli-

chen Verfehlungen resultierender Vermögens-

schaden überhaupt noch nicht absehbar. Es wird 

Nicht jeder Hinweis 
muss zwingend eine 

Schadenmeldung 
beim Versicherer zur 

Folge haben. 
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daher immer auf die Qualität des Hinweises und 

den Umfang der dem Unternehmen zur Kenntnis 

gebrachten Informationen ankommen. Im Zweifel 

müssen also Gerichte entscheiden. Hier besteht 

Konfliktpotential in der VSV.  

Eine vorsorgliche Schadenmeldung beim Versiche-

rer ist beim Eingang ernstzunehmender Whist-

leblower-Hinweise in jedem Fall ratsam. Auch 

könnte ein solcher Hinweis bei zwischenzeitlichem 

Abschluss eines neuen Versicherungsvertrags un-

ter die vorvertragliche Anzeigepflicht des Versi-

cherungsnehmers fallen und sollte deshalb vor-

sorglich bereits vor Abschluss einer VSV (und auch 

einer D&O-Police) vom Versicherungsnehmer of-

fengelegt werden. 

2.2 Grob fahrlässige Herbeiführung des Versi-

cherungsfalls? 

In jüngerer Vergangenheit wenden Vertrauens-

schadenversicherer mitunter ein, das Unterneh-

men habe durch eine mangelhafte Compliance 

den Versicherungsfall mit herbeigeführt (gemäß § 

81 Abs. 2 VVG). Zwar überzeugt dieses Totschlag-

argument nicht, da der Eintritt des Versicherungs-

falls in der VSV (z.B. ein erfolgreicher Betrug) im-

mer eine gewisse Schwachstelle in der Compliance 

voraussetzt und konsequenterweise somit nie 

vollständiger Versicherungsschutz zu gewähren 

wäre.2 Dennoch müssen versicherte 

 

2 Vgl. Herdter BetriebsBerater 35/2016. 

Unternehmen sich auf diesen Einwand in der Scha-

denregulierung bedauerlicherweise einstellen. 

Zu einer aus Sicht des Versicherers einwandfreien 

Compliance dürfte seit Inkrafttreten des Hinweis-

geberschutzgesetzes auch die Einrichtung eines 

funktionierenden Hinweisgebersystems und die 

zügige sowie sorgfältige Bearbeitung von Hinwei-

sen gehören. Im Bei-

spielszenario könnte 

das Unternehmen 

sich gegen den Vor-

wurf des Versiche-

rers wehren müs-

sen, den ersten Hin-

weis nicht ausrei-

chend bearbeitet 

und dadurch den Schaden vergrößert zu haben. 

Eine Deckungsablehnung für Schäden, die nach 

dem Eingang des ersten Hinweises entstanden, 

wäre die Folge. 

Auch könnte der Versicherer aus dem Hinweis der 

Whistleblowerin Anhaltspunkte für eine insge-

samt mangelhafte Compliance in der Einkaufsab-

teilung ziehen (z.B. fehlendes Vier-Augen-Prinzip). 

Whistleblower könnten somit mit ihren Hinweisen 

künftig auch direkt die Argumente für die De-

ckungsablehnung des Versicherers liefern.  

Nehmen die Ent-
scheidungsträger 

Hinweise nicht ernst, 
kann dies den  

Versicherungsschutz 
gefährden. 
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2.3 Regress gegen Whistleblower? 

Sobald ein Versicherer einen Schaden ersetzt, ge-

hen etwaige Schadenersatzansprüche des Versi-

cherungsnehmers gegen den Schädiger auf den 

Versicherer über (§ 86 Abs. 1 VVG). Der Versiche-

rungsnehmer hat die Regressansprüche des Versi-

cherers zu wahren und bei der Durchsetzung die-

ses Anspruchs durch den Versicherer soweit erfor-

derlich mitzuwirken (§ 86 Abs. 2 VVG).  

In der Vertrauensschadenversicherung kommt 

diesen Regelungen besondere praktische Bedeu-

tung zu. Immer dann, wenn ein Schädiger (wie im 

Beispielszenario Einkaufsleiter G) identifiziert wer-

den kann, wird der 

Vertrauensschaden-

versicherer nach Re-

gulierung des Versi-

cherungsfalls die ge-

zahlte Versiche-

rungsleistung vom 

Schädiger und tat-

beteiligten Dritten zurückverlangen. Regelmäßig 

muss in Vertrauensschadenfällen deshalb das Un-

ternehmen als Versicherungsnehmer im Rahmen 

seiner Regresswahrungsobliegenheit Maßnahmen 

ergreifen. Dazu können die Inanspruchnahme des 

Schädigers auf Schadensersatz oder Sicherungs-

maßnahmen (etwa die Eintragung einer Siche-

rungshypothek oder die Beantragung eines Arrest-

befehls) gehören. Regressschädigende Maßnah-

men (etwa Haftungsverzichte oder Vergleiche) hat 

der Versicherungsnehmer zu unterlassen. 

Im Beispielszenario kann das Unternehmen daher 

verpflichtet sein, auch mögliche Schadensersatz-

ansprüche gegen die Whistleblowerin L zu prüfen 

und falls erforderlich deren Durchsetzung einzu-

leiten, sofern eine Beteiligung der L an schädigen-

den Handlungen nicht bereits frühzeitig ausge-

schlossen werden kann. 

Doch wie verhält sich diese Obliegenheit zum ge-

setzlich verankerten Whistleblowerschutz? Wille 

des Gesetzgebers war es, Hinweisgeber vor Re-

pressalien zu schützen. Sie sollen keine negativen 

Konsequenzen fürchten und genießen zunächst 

eine gewisse Haftungsprivilegierung: Für den Hin-

weis selbst (d.h. für die Beschaffung, Weitergabe 

und Offenlegung von Informationen) und dessen 

Folgen können Whistleblower nicht rechtlich ver-

antwortlich gemacht werden, solange es sich nicht 

um eine grob fahrlässige oder vorsätzliche Falsch-

meldung handelt (§§ 35, 38 HinSchG). 

Schadensersatzansprüche gegen Whistleblower 

sind dennoch nicht ausgeschlossen, wenn sich im 

Laufe interner oder externer Ermittlungen heraus-

stellt, dass der Whistleblower selbst am schaden-

ursächlichen Handeln oder Unterlassen beteiligt 

war. Entsprechende Haftungsansprüche dürften 

auch nicht unter das Verbot von Repressalien des 

§ 36 HinSchG fallen, solange die Inanspruchnahme 

auf Schadensersatz (oder andere regresswah-

rende Maßnahmen) nicht rechtsmissbräuchlich le-

diglich dem Ziel dient, die hinweisgebende Person 

abzustrafen oder zukünftige Offenlegungen zu 

Vor Schadensersatz- 
und Regressforde-
rungen sind Whist-
leblower gesetzlich 
nicht geschützt. 
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verhindern.3 In der Praxis bedeutet dies, dass Un-

ternehmen in der Regel nicht aus Gründen des 

Hinweisgeberschutzes von ihrer versicherungs-

rechtlichen Regresswahrungsobliegenheit befreit 

sein dürften. 

3. Fazit 

Whistleblowing gewinnt als Faktor der Unterneh-

mens-Compliance künftig weiter an Bedeutung. 

Im besten Fall können Hinweisgeber dabei helfen, 

Missstände, die zu Vermögensschäden führen 

können, frühzeitig zu erkennen und abzustellen, 

bevor der Vermögensschaden eintritt oder sich 

vergrößert. Folgt man dieser optimistischen Per-

spektive einer möglicherweise besseren Schaden-

verhütung ist die Einführung von Hinweisgeber-

systemen deshalb ebenso im Interesse der Versi-

cherungswirtschaft wie auch der versicherten Un-

ternehmen. 

Die Kehrseite der Medaille: Mangelhaft umge-

setzte Hinweisgebersysteme werden Versicherer 

ab sofort als Indikator für eine unzureichende 

Compliance und fehlende Schadenverhütung wer-

ten – mit den entsprechend nachteiligen Auswir-

kungen auf den Versicherungsschutz nicht nur in 

der Vertrauensschadenversicherung, sondern 

etwa auch in der D&O-Versicherung und möglich-

erweise weiteren Sparten.  

 

3  Vgl. die Gesetzesbegründung zum Referentenentwurf des 

Gesetzes für einen besseren Schutz hinweisgebender Per-

sonen sowie zur Umsetzung der Richtlinie zum Schutz von 

Für die Schadenregulierung bedeutet dies zusätz-

lichen Konfliktstoff, etwa zu der Frage der Erfor-

derlichkeit einer Schaden- oder Umstandsmel-

dung beim Eingang von Whistleblower-Hinweisen. 

Risikomanager sollten sich daher noch enger als 

bisher mit der Compliance-Abteilung und den ver-

antwortlichen Entscheidungsträgern über die not-

wendigen Prozesse im Hintergrund des Hinweis-

gebersystems und die möglichen Risiken abstim-

men. 

Diesen Beitrag veröffentlichte die Zeitschrift Die 

Versicherungspraxis in ihrer Ausgabe 09/2023. 

Für Rückfragen steht Ihnen der Autor gern zur Ver-

fügung: 

Dr. Mark Wilhelm, LL.M. 

Rechtsanwalt und Partner 

Master of Insurance Law 

Fachanwalt für Versicherungs-

recht 

 

WILHELM Partnerschaft von 

Rechtsanwälten mbB 

Tel: +49 211 687746 12 

mark.wilhelm@wilhelm-rae.de 

Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden v. 

13. April 2022, S. 104. 
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